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Protokoll 2. Gemeinderatssitzung – 25.05.2021 
 
Der Vorsitzende eröffnet die 2. Sitzung des Gemeinderates im Jahre 2021 um 19:00 

Uhr und stellt die Beschlussfähigkeit fest.  

 

Er begrüßt die anwesenden Zuhörer, sowie den Amtsleiter Peter Mittmannsgruber. 

 

Der Vorsitzende verweist auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung, wonach Mitglieder des 

Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und diese am Beginn der Be-

ratung des jeweiligen TOP selbstständig zu erklären haben.  

 

Weiters weist er auf die Bestimmungen der aktuellen COVID-Verordnung hin. 

 

BGM Walter Reinthaler stellt fest, dass 
 
die 2. Sitzung des Gemeinderates 2021 entgegen dem Sitzungsplan am 17.05.2021 
einberufen wurde, 
die Verständigung hierzu gem. vorliegendem Zustellnachweis an alle 
Mitglieder elektronisch oder persönlich am 17.05.2021 unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung erfolgt ist und die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel 
und auf der Gemeinde-homepage am gleichen Tage kundgemacht wurde, 
 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 02.02.2021 bis zur 
heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der Sitzung noch 
aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als angenommen betrachtet wird. 
 

• Ich verweise als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung, wonach Mitglieder 
des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Beginn der 
Beratung des TOP zu erklären haben. 
 

• Weiters wird auf die Bestimmungen der aktuellen COVID-Verordnung 
hingewiesen. 
 
 
Abänderungen zur Tagesordnung: 
 
( ) Geheime Beratung 
 
Ich stelle den Antrag, diesen TOP gem. § 53 Abs 2 unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit in geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu beraten.  

• (Antrag BGM oder mindestens 3 GMR und Beschluss des GMR) 
 
 
( ) Änderung der Tagesordnung: 
Der TOP wird gem § 46 Abs 4 OÖGmdO vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser 
abgesetzt   

• (durch Bgm, vor Eintritt in die TO) 
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(X) Dringlichkeitsanträge: 
 
Es wurde ein Dringlichkeitsantrag der Fraktion ÖVP fristgerecht eingebracht, der zur 
Abstimmung gelangt.  
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Aufforderung an den Bürgermeister zu direkten Gesprächen mit dem Land OÖ 
betr. Umwidmung des Betriebsbaugebietes Reichersberg und die daraus 
entstehenden Nachteile für Ort im Innkreis 
 

• schriftliche Einbringung vor der Sitzung, Beschluss einfache Mehrheit über die 

Dringlichkeit und zur Sache) – Behandlung dann am Schluss der TO vor dem 

Punkt Allfälliges 

Antrag:  
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Wer mit dem vorliegenden Dringlichkeitsantrag seine Zustimmung erteilt, den ersuche 
ich um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung:  einstimmig 
 
Gegenstimmen:  keine 
 
Stimmenthaltungen:  keine 
 
 

1.) Prüfbericht Nachtragsvoranschlag 2020  

 

Der Nachtragsvoranschlag wird nicht zur Kenntnis genommen, da der Vorbericht (AL 
Mittmannsgruber hat sich um eine Zeile verschaut) fehlerhaft war und der Mittelfristige 
Finanzplan bei der Protokollierung nicht extra angeführt war. Aufgrund des abgelaufe-
nen Haushaltsjahres wird seitens der BH keine Verfahren mehr eingeleitet. 
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Beratung: 
AL Mittmannsgruber merkt an, dass er sich um eine Zeile versehen hat, die Summe 
aber richtig war. Der mittelfristige Finanzplan war nicht im Protokoll beschlossen. Es 
handelt sich um einen Formalfehler. 
 
Franz Brandstötter, spricht die Anhebung der Abfallgebühr an, dass diese ja inzwischen 
schon gemacht wurde. AL Mittmannsgruber gibt an, dass sich dies erst ab 2021 aus-
wirkt.  
 
BGM Reinthaler spricht an, dass die Rohstofferlöse sich nach dem ersten Quartal ge-
bessert haben. 
 
 
Antrag: 
Der Gemeindevorstand empfiehlt dem Gemeinderat, den Prüfbericht in der vorliegen-
den Form zur Kenntnis zu nehmen und die Zustimmung zu erteilen. 
 
Beschluss: 
 
Zustimmung:   einstimmig 
 
Gegenstimmen:  keine 
 
Stimmenthaltungen: keine 

 
 

2) Berichtigung Eröffnungsbilanz 2020 
Durch zwei Fehlbuchungen in der Eröffnungsbilanz 2020 gehört diese angepasst. Es 
wurden bei 2 Investitionszuschüße ein falsches Vorzeichen gesetzt. Daher ändert sich 
die Eröffnungsbilanz um 73.000 Euro. Das angepaßte Nettovermögen mit 01.01.2020 
beläuft sich somit auf 5.836.430,19 Euro. 
 

 
 
Beratung: 
AL Mittmannsgruber führt an, dass dies ein interner Fehler war, die normalen Vermö-
genswerte mussten aufgenommen werden, sowie die LZ und BZ Mittel als Gegenbu-
chung, dass sich die Aufschreibungen und die Erlöse aufheben, dass somit der Bilanz-
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verlust nicht ganz so groß ist. Dabei wurde leider zweimal ein falsches Vorzeichen ge-
setzt. Es wurde zweimal ein Minusvorzeichen als Plus gebucht. Die Eröffnungsbilanz 
berichtigt sich um EUR 73.000,00. BH Ried fordert dazu einen Gemeinderatsbeschluss. 
 
Antrag: 
Ich stelle den Antrag, die Eröffnungsbilanz 2020 nach erfolgten Abänderungen zu be-
schließen und ersuche dazu um ein Zeichen mit der Hand. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Zustimmung:   einstimmig 
 
Gegenstimmen:  keine 
 
Stimmenthaltungen: keine 
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3) Bericht PA-Sitzung vom 18.05.2021: 
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Beratung: 
GR Silvia Bachmayer gibt als Thema den Rechnungsabschluss 2020 an. Ergebnis der 
laufenden Geschäftstätigkeit. Die Vorschreibung fand bereits im Jahr 2019 statt, bezahlt 
wurde 2020. 
AL Mittmannsgruber berichtigt, offene Außenstände durch die Buchhaltungsumstellung 
sind noch ca. EUR 80.000,00 Sollstellungen aus dem Jahr 2019 offen, davon haben wir 
EUR 178.000,00 gehabt, EUR 96.766,16 sind beglichen worden. Durch jährliche Zah-
lungen wird dies mit den Jahren berichtigt. 
GR Bachmayer verliest den Bericht der PA-Sitzung. 
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GR Bögl merkt an, dass ausgeglichen nicht bedeutet, dass nicht teilweise Darlehens- 
und Schuldstände vorhanden sind. 
AL gibt an, dass wir buchhalterisch gesehen bei 0 sind, lediglich die Brunnensuche ist 
noch offen. Darlehen und Haftungen sind vorhanden, aber auch Rücklagen. 
GR Bachmayer erklärt die zweckgebundene Rücklagen bedeutet, eine Verwendung für 
Wasser und Kanal oder Verkehrsflächenbeitrag oder Infrastrukturkosten. 
 
AL Mittmannsgruber erläutert noch kurz die Verkomplizierung des Rechnungsabschlus-
ses. 
 
Beschluss: 
Ich stelle den Antrag, den Bericht über die Prüfungsausschusssitzung zur Kenntnis zu 
nehmen und ersuche dazu um ein Zeichen mit der Hand. 
 
Zustimmung:   einstimmig 
 
Gegenstimmen:  entfallen 
 
Stimmenthaltungen: entfallen 
 
 
4) Rechnungsabschluss 2020: 

 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 
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Der bereinigte Saldo wurde den Vorhaben Schutzwasserbau Ort zugeführt. 
Im Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit sind Abfertigungen in der Höhe von rund 
70.000 Euro enthalten. Ohne diese wäre der Überschuss um diesen Betrag höher aus-
gefallen. 
 
Derzeit hat die Gemeinde alle Vorhaben ausgeglichen. Nur das Vorhaben Brunnensu-
che bzw. Neubau der Wasserversorgungsanlage ist offen. 

 
 
 
Haushaltsrücklagen: 

 
 
Für folgende Projekte wurden Haushaltsrücklagen entnommen: 
 
Schutzwasserbau Osternach 50.015,69 Euro 
Grundkauf Zahrer Gelände 164.158,77 Euro 
Wegeerhaltungsverband 2020 12.380,86 Euro 
Straßenbau 2020 70.104,44 Euro 
Schutzwasserbau Ort 58.675,03 Euro 
Brunnensuche 7.491,44 Euro 
Umbuchung auf Entlastungspaket 9.000,00 Euro 
Gesamt  371.826,23 Euro 
 
 
Folgende Rücklagen wurden gebildet: 
 
O.Ö. Entlastungspaket 9.000,00 Euro 
Umbuchung O.Ö. Entlastungspaket 2019 9.000,00 Euro 
Gesamt 18.000,00 Euro 
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Finanzschulden: 
 
 
 
Es wurden 302.451,13 Euro an Tilgungen getätigt. Darin enthalten ist eine Sondertil-
gung von 200.000 Euro (Neubau Amtsgebäude). An Zinsen wurden 13.154,76 bezahlt. 
Schuldendienstersätze (KPC-Förderungen) erhielt die Gemeinde 42.466,15. Somit wur-
den für den Schuldendienst 73.139,74 (ohne Sondertilgung) aufgewendet. Die letzte 
Sondertilgung von 200.000 für den Neubau Amtsgebäude erfolgt derzeit. Daher hat die 
Gemeinde derzeit einen Schuldenstand von rund 1.200.000 Euro. Damit hat die Ge-
meinde eine der geringsten Schuldenquoten (unter 1.000 Euro pro Einwohner) im Be-
zirk bzw. Land Oberösterreich. Im Verhältnis mit der Finanzkraft gehört die Gemeinde 
vermutlich sogar zu den Top 20 Gemeinden in Oberösterreich. 
 
Beratung: 
 
Antrag: Ich stelle den Antrag, dem Rechnungsabschluss 2020 seine Zustimmung 

zu erteilten und ersuche dazu um ein Zeichen mit der Hand. 
 
Zustimmung: 
 
Gegenstimmen: 
 
Stimmenthaltungen: 
 
 
 
 
Beratung: 
AL Mittmannsgruber spricht die Haftungen an, Hr. Langmaier vom RHV reduzierte 
schon von ca. EUR 1,2 Mio. auf EUR 290.000,00. Der Kindergarten kommt auch schon 
billiger, der Herbst ist abzuwarten, ob sich ein Überschuss ergibt. 
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Antrag:  
Wer dem vorliegenden Rechnungsabschluss 2020 seine Zustimmung erteilt, wird um 
ein Handzeichen ersucht. 
 
Zustimmung:  einstimmig 
 
Gegenstimmen:  keine 
 
Stimmenthaltung:  keine 
 
 
5) Vergabe Ingenieursleistung Wasserversorgungsanlage 
Die Ingenieursleistung für die Wasserversorgungsanlage unserer Gemeinde wurden 
ausgeschrieben und dazu 4 Ingenieursbüros eingeladen, die auch ihre Angebote zum 
Abgabe-schluss übermittelten. Nettobasis. 
 

 
 
Beratung: 
AL Mittmannsgruber erklärt, dass das Büro DI Hitzfelder das beste Angebot gelegt hat. 
Dieser hat auch schon Vorleistungen erbracht. Art der Behälter soll in der Ausschrei-
bung festgehalten werden. Eventuell sollte der Bauausschuss mit den Ingenieuren ein 
Vorgespräch führen. 
BGM Reinthaler gibt an, dass die Grundbesitzer liegende Wassertanks bevorzugen, 
das Gelände würde sich dafür eigenen. 
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GR Brandstötter gibt an, dass sowohl ziviltechnische Planung als auch Überwachung 
im Angebot vom Anfang bis zum Ende des Projekts in diesen EUR 60.000,00 enthalten 
sein muss. 
GR Mayer fragt wie Mehrkosten abgerechnet werden - nach der Honorargebührenord-
nung., dies muss allerdings mit AL Mittmannsgruber abgestimmt werden. 
GR Manfred Doblmayer spricht noch die aktuelle Preissteigerung in Folge der Corona 
Pandemie an, eventuell könnte sich ja während der Errichtungsphase noch ein finanzi-
eller Mehraufwand ergeben, aufgrund ungeplanter Ereignisse wie Planänderungen etc. 
Die Firma HIPI muss darauf aufmerksam gemacht werden, dass er sich an den Aus-
schreibungstext halten muss. 
GR Bachmayer ist für Nachverhandlungen mit allen Angebotsunterbreitenden. 
 
Antrag: 
Ich stelle den Antrag, den Auftrag für die Ingenieurleistungen zur Errichtung lt. Aus-
schreibung an den Bestbieter, die Firma HIPI Vöcklabruck zum Pauschalpreis von EUR 
60.000, - ohne MwSt. zu vergeben. Der Zusatz im Begleitschreiben, die Abrechnung 
erfolgt bezogen auf die geprüfte Schlussrechnungssumme der oa. Schätzkosten EUR 
940.000,00 in Prozent wird nicht akzeptiert. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
um ein Handzeichen. 
 
Verweis auf Zusatzschreiben. 
 
Zustimmung:  FPÖ, ÖVP, Grüne 
 
Gegenstimmen:  SPÖ 
 
Stimmenthaltungen:  keine 
 

 
6) Vergabe Kanaldeckelverschraubung (Auflage Hochwasserschutz Ort) 
Wie be- und versprochen nachstehend die von Behördenseite vorgegebenen Rahmen-
bedingungen zum Thema „Deckel verschrauben“:  

• Mit Bescheid AUWR-2017-317823/9-Wa/Ne vom 23. Oktober 2017 wurde dem RHV 
Mittlere Antiesen und der Gemeinde Ort im Innkreis die wasserrechtliche Bewilli-
gung für das Projekt „Hochwasserschutz Ort i.I., Maßnahmen im Bereich der Ver-
bandskanalisation“ erteilt. Neben der Anpassung von Entlastungsbauwerken und 
der Errichtung von Notentlastungen, welche bereits ausgeführt wurden, sind auch 
sämtliche Schachtabdeckungen im Hochwasserabflussgebiet der Zulaufkanäle zu 
den Entlastungsbauwerken zu überprüfen und dahingehend zu adaptieren, dass 
diese geschlossen und verschraubt ausgeführt sind. 

• In Kapitel II des Bescheides wurde unter Punkt E) die Bauvollendungsfrist mit 
31.12.2020 festgelegt. 

• Fristgerecht vor Ablauf dieser Frist wurde von uns im Namen und Auftrag der Ge-
meinde Ort im Innkreis um Fristverlängerung angesucht. Antwort: Es handelt sich 
bei der erforderlichen Überprüfung und den allenfalls erforderlichen Austausch der 
Schachtdeckel um eine nicht bewilligungspflichtige Instandhaltungsmaßnahme 
(siehe Bescheid Seite 9, 3. Absatz) und daher ist für diese Maßnahme keine Ver-
längerung der Bauvollendungsfrist notwendig/möglich. 
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• Es wird grundsätzlich empfohlen, diese Maßnahmen ehestmöglich in Angriff zu 
nehmen. Nicht nur, was die bescheidgemäße Erfüllung der Auflagen betrifft, son-
dern weil es derzeit auch nicht abschätzbar ist, wie sich die Preise für metallische 
Werkstoffe (Rahmen/Deckel) entwickeln. Es ist zu befürchten, dass die Preissteige-
rung von tw. 50% in den letzten 2-3 Monaten noch nicht das Ende der Fahnenstan-
ge ist und ein weiteres Zuwarten möglicherweise unverhältnismäßig hohe Kosten 
provoziert. Vor allem dann, wenn von Seiten der Behörde urgiert wird und es dann 
„schnell gehen muss“. 

• Jedenfalls sollte man vor Inangriffnahme der Aktion prüfen, ob entlang der be-
troffenen Kanalabschnitte Sanierungsmaßnahmen zu setzen sind, um nicht 
NACH dem Deckeltausch möglicherweise genau diese wieder angreifen muss, um 
notwendige Sanierungsmaßnahmen zu setzen. 

Im Anhang der Bescheid, die Listen der betroffenen Schächte des RHV Mittlere An-
tiesen und Ort im Innkreis und ein Plan dazu. 
Bei denen, wo „Kontrolle“ daneben steht wird vermutet, dass diese bereits getauscht 
wurden. Um sicher zu sein, dass das auch wirklich so ist, sollte ein Bauhofmitarbeiter 
den Status Quo dieser Schächte prüfen. 
Wenns dazu noch Fragen gibt: Einfach melden! 
 
LG Stefan 
 

Mit freundlichen Grüßen 
BM DI Stefan Hitzfelder 
Ingenieurkonsulent für Bauingenieurwesen 

ÖWAV geprüfter und DWA Zertifizierter 
Kanal-Sanierungs-Berater 
 
eMail: stefan.hitzfelder@hipi.at 
Tel: +43 7672 71253 
Mobil: +43 676 848712753 

 
Folgende Angebote wurden von Reinhalteverband Mittlere Antiesen eingeholt: 
 

Sanierung (Verschraubung) Kanaldeckel wegen Hochwasserschutz 

Gemeinde Ort 60 Deckel RHV 25 Deckel 

  

Firma Angebot 60 Deckel 

Fa Swietelsky-Faber 51.060,49 € 

Fa Quabus 32.445,18 € 

Fa Braumann 37.432,94 € 

mailto:stefan.hitzfelder@hipi.at
https://www.hipi.at/
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Beratung: 
Franz Brandstötter erkundigt sich, ob es nicht eine andere Möglichkeit gäbe, als die Ka-
naldeckel zu ersetzen, ob nicht eventuell die bestehenden adaptiert werden können. 
Dies wird von AL Mittmannsgruber verneint. 
 
GR Standhartinger erkundigt sich, ob die alten Kanaldeckel nicht verkauft werden kön-
nen, BGM Reinthalter gibt an, dass diese für andere Straßen verwendet werden kön-
nen. 
 
 
Antrag: 
Ich stelle den Antrag, den Auftrag für die im Zuge des HW-Schutzes notwendigen Arbei-
ten an den Kanaldeckeln lt. Ausschreibung an den Bestbieter, die Firma Quabus zum 
Preis von € 32.445,18 ohne MwSt. zu vergeben. Als Zeichen der Zustimmung ersuche 
ich um ein Handzeichen. 
 
 
Zustimmung: einstimmig 
 
Gegenstimmen: keine 
 
Stimmenthaltungen: keine 

 
 

7) Gestattungsvertrag Gemeinde Parzelle Nr. 589/5 Beschlussfassung 
Der Verkauf der Liegenschaft 575/6 (Fa. Zahrer linksseitig in Ri Bischelsdorf gesehen) 
macht es für den Verkäufer Karl Zahrer notwendig, dass vor Unterzeichnung des Kauf-
vertrages an die zukünftigen Besitzer eine auf diesem Grundstück befindliche private 
Fertigteilgarage verlegt wird, da dies mit einem Bestandsvertrag im Grundbuch einge-
tragen ist.  
Als neuer Standort für diese Garage ist die Parzelle 589/5 – neues Bauhofgelände – 
vorgesehen. Dazu wurde von Herrn Zahrer in Absprache mit dem Bgm das Notariat 
Obernberg, Mag Hauser beauftragt, eine entsprechende Vereinbarung zu erstellen. 
Diese liegt vor und ist vom GMR zu beschließen. 
Sämtliche Kosten werden von Herrn Zahrer getragen und nach Ableben des Besitzers 
der Garage geht diese in das Eigentum der Gemeinde über. 
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Beratung: 
BGM Reinthaler gibt an, dass es lediglich um Beschluss der Zulassung des Garagen-
baus geht, um keine Kostenübernahmen, es kommt lediglich zur Vertragsunterfertigung 
durch ihn. Bei Ableben der Ehegatten Mitterbauer würde diese Garage in den Gemein-
debesitz übergehen. 
GR Wiesner macht auf eventuelle Neider im Falle des Garagenbaus aufmerksam. 
GR Bachmayer erkundigt sich über die Nutzung der Garage in Falle eines Erbüber-
gangs an die Gemeinde. 
 
Antrag: 
Mein Antrag lautet, den vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten „Nachtrag zum Bestands-
vertrag“ des Notariats Obernberg, Mag. Hauser zu beschließen. Wer sich diesem An-
trag anschließt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. 
 
Zustimmung:  FPÖ, Grüne, GR Josef Deschberger, GR Herbert Schnallinger 
 
Gegenstimmen:  GR Silvia Bachmayer 
 
Stimmenthaltungen:  GR Alois Bögl, GR Martin Wiesner, GR Petra Kitzmüller, GR 

Ernst Mayr, GR Franz Brandstötter 
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8) FLWP-Änderung Nr. 3.29 und ÖEK-Änd. Nr. 1.2 Beratung/Beschlussfassung 
Mit Schreiben des Landes OÖ, Raumordnung, vom 15.04.2021 wurden der Gemeinde 
Ort im Innkreis zur geplanten Flächenwidmungsplanänderung 3.29 (Veranstaltungsge-
lände) Versagungsgründe mitgeteilt. 
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Es wurden bereits Gespräche mit der Abt. Raumordnung, Hr. DI Mitterndorfer und Hr. 
Mag. Plöchl geführt um diese Gründe zu erörtern. Dabei wurde festgestellt, dass es in 
der Stellungnahme Straßenbau und Verkehr im Vorfahren mit Schreiben vom 
21.10.2020 Einwände gegeben hat, diese aber zwischenzeitlich geklärt wurden und mit 
Schreiben vom 15.04.2021 keine Einwände erhoben werden, wenn die Hinweise und 
Vorgaben der Stellungnahme Verkehr eingehalten werden.  
 
Bezüglich der lärmschutzfachlichen Stellungnahme wurde beurteilt, dass nur dann kein 
Einwand besteht, wenn das Wohnobjekt Breitenaich 22 aufgrund der Besitzverhältnisse 
kein rechtlich relevanter Immissionsort ist.  
 
Dazu wurde folgende Vereinbarung der nachfolgenden Parteien getroffen: 
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Die weiteren beanstandeten Planunterlagen bezüglich ÖEK (Planzeichnungsverord-
nung) und Flächenwidmungsplan (berichtigte Hochwasseranschlagslinien) wurden vom 
TEAM M bereits berichtigt. 
 
Der GMR hat nun Grundlagenforschung durchzuführen und das Ergebnis in einen Be-
schluss einfließen zu lassen. 
 
Beratung: 
 
BGM Reinthaler gibt an, dass bei den bisher geführten Gesprächen mittlerweile eine 
Lösung des Konfliktes mit dem Wohnobjekt Breitenaich 22 gefunden wurde. Diesbezüg-
lich soll eine Vereinbarung mit dem Besitzer des Veranstaltungsgeländes Arco Zinne-
berg´sche Domänenverwaltung und dem Besitzer des Wohnobjektes Simon Ertl und 
dem Veranstalter SE Holding GmbH abgeschlossen werden, aus der dem hervorgeht, 
dass die befürchteten Immissionen oder sonstige Beeinträchtigungen für den Besitzer 
Breitenaich 22 keine Probleme darstellen wird.  
 
Es wurde eine entsprechende Vereinbarung über den Rechtsanwalt Dr. Harald Korb 
getroffen und damit den Voraussetzungen für eine Umwidmung entsprochen.  
 
Nach Diskussionen über eventuelle Rechtsnachfolger des Objektes Breitenaich 22 fasst 
BGM Reinthaler zusammen, dass alle beanstandeten Punkte des Landes OÖ bespro-
chen wurden, zum Teil auch in den vorab stattgefundenen Fraktionsgesprächen und 
stellt nun folgenden 
 
Antrag: 
 
Der Gemeinderat hat sich mit den mit Schreiben vom Land OÖ, 15.04.2021, angeführ-
ten Versagungsgründen im TOP 8 auseinandergesetzt und ich stelle den Antrag, diese 
oben angeführten Begründungen zur Stellungnahme der Gemeinde Ort im Innkreis im 
Verfahren zu erheben. Wer sich diesem Antrag anschließt, ersuche ich als Zeichen der 
Zustimmung um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: FPÖ, GR Alois Bögl, GR Martin Wiesner, GR Josef Deschberger, 

GR Petra Kitzmüller, GR Ernst Mayr  
 
Gegenstimmen: GR Dominik Brunner, SPÖ 
 
Stimmenthaltungen: GR Silvia Bachmayr, GR Josef Standhartinger 
 
 
9) FLWP-Änderung Nr.3.30 Beratung/Beschlussfassung: 
Hier geht es um die vom Gemeinderat bereits eingeleitete beabsichtigte Umwidmung 
der Grundstücke 77,78/1, 78/4, 78/5 und 78/6 im Gesamtausmaß von ca. 6771m² von 
Wohngebiet in gemischtes Baugebiet. Die Abteilung RO sieht grundsätzlich keinen 
Widmungskonflikt, schließt allerdings durch die Verzahnung unterschiedlicher Wid-
mungskategorien nachbarschaftliche Nutzungskonflikte nicht aus und empfiehlt eine 
Trennung zwischen den unterschiedlichen Nutzungen. 
Der GMR hat sich mit dieser Stellungnahme zu befassen und das Ergebnis in die Ent-
scheidungsfindung einfließen zu lassen. 
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Beratung: 
Es sind Parkplätze im Nahbereich der Fa. Fussl notwendig. Es gibt derzeit keine andere 
Möglichkeit für Parkplätze, die für die Mitarbeiter fußläufig (zumutbar) erreicht werden 
können. Lärmtechnisch zu berücksichtigen ist, dass die Mitarbeiter nur zu Arbeitsbeginn 
und –ende zu- und abfahren dies auch nur an Werktagen. Damit sieht der GR eine gute 
Verträglichkeit mit der umgebenden Wohngebietswidmung, zumal die Zu- und Abfahr-
ten im unmittelbaren Nahbereich der Landesstraße über die Parzelle Nr. 1467/1 (Ge-
meindestraße) von der dem Wohngebiet abgewandten Seite erfolgen sollen. Im Aufla-
geverfahren wurden die unmittelbaren Nachbarn nachweislich über die Umwidmung 
informiert und es wurden keine Einwendungen eingebracht. Weiters wird auf die Bera-
tung in der GR-Sitzung vom 02.02.2021 verwiesen. 
 
Zum letzten Absatz des Schreibens der Abt RO betr „Baulandsicherungsvertrag“ wird 
festgestellt, dass für diese Parzellen bereits die vollen Aufschließungsbeiträge und in 
der Folge die Erhaltungsbeiträge bezahlt wurden bzw laufend bezahlt werden.  
 
Da in letzter Zeit in zwei ähnlichen Fällen kein Baulandsicherungsvertrag abgeschlos-
sen wurde, erfolgt im Sinne der Gleichbehandlung keine Vereinbarung durch einen 
Baulandsicherungsvertrag.  
Diese Vorgehensweise wird auch durch eine Anfrage beim Gemeindebund zu diesem 
Sachverhalt bestätigt. 
 
AL Mittmannsgruber ist auch der Meinung, dass kein Baulandsicherungsvertrag mit 
dem Käufer mehr notwendig ist. Er fragt sich, warum dies hier miteingebracht wurde, 
nachdem bei vorherigen Umwidmungen keine Baulandsicherungsverträge gefordert 
wurden.  
 
GR Brandstötter ist gegen die Änderung, er wird sich der Stimme enthalten, da diese 
dem Raumwidmungsplan und dem Grundkonzept widerspricht, weil mitten ins Wohn-
gebiet ein Betriebsgebiet gewidmet wird. 
 
GR Partinger Julian enthält sich auch der Stimme aus den gleichen Gründen. 
 
Vize BGM Badergruber stellt richtig, dass es nicht in ein Betriebsgebiet, sondern in ein 
Gemischtes Baugebiet gewidmet werden soll. 
 
GR Standhartinger enthält sich auch der Stimme, er findet die Umwidmung in diesem 
Gebiet nicht gut. 
 
Antrag: 
Der Gemeinderat hat sich mit den mit Schreiben vom Land OÖ vom 31.03.2021 ange-
führten Einwendungen auseinandergesetzt und ich stelle den Antrag, diese Umwid-
mung von Wohngebiet in Mischgebiet zu beschließen. 
Wer sich diesem Antrag anschließt, ersuche ich als Zeichen der Zustimmung um ein 
Handzeichen. 
 
GR Mayr stellt Befangenheit fest. 
 
Zustimmung: BGM Reinthaler, GR Redhammer, GR Manfred Doblmayer, GR 

Christian Schrattenecker, GR Alois Burgstaller, GR Alois Bögl, 
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GR Silvia Bachmayer, Gr Martin Wiesner, GR Josef Deschber-
ger, GR Petra Kitzmüller 

 
Gegenstimmen: Vize BGM Peter Badegruber, GR Herbert Schnallinger 
 
Stimmenthaltungen: GR Julian Partinger, GR Christine Seeger-Wiesinger, GR Manuel 

Partinger, Grüne, GR Franz Brandstötter 
 
 

10) Antrag Fraktion Grüne Förderung Zisternenbau 
Die Fraktion „Die GRÜNEN“ hat mit Einlangen 29.3.2021 einen Antrag auf Zisternen-
Förderung durch die Gemeinde für die Neuerrichtung von Regenwasserrückhaltebehäl-
tern eingebracht.  
Ein Entwurf für eine mögliche Fördervereinbarung liegt vor und es sind hier € 50,-/m³ 
mit einer Höchstfördersumme von € 500,- vorgesehen. 
Die Förderhöhen in den Gemeinden, die diese Förderung bereits gewähren, liegen zwi-
schen € 50,- m³, gedeckelt mit € 500,- oder 10% der Gesamterrichtungskosten, gede-
ckelt mit € 250,-. 

 
Ich ersuche den Antragsteller um Erläuterung: 
 
GR Josef Standhartinger bittet um Unterstützung für das Förderprogramm zur Errich-
tung von Zisternen zum Auffangen von Regenwasser bei Bestandsbauten und im Neu-
bau einzuführen. 
In die Zukunft gedacht wäre es für die Gemeinde förderlich, um Regenwasser aufzu-
fangen und dieses dann für Autowaschen, Poolfüllungen, etc. zu verwenden. 
BGM Reinthaler hat mit zwei Gemeinden Rücksprache gehalten, die bereits dieses Sys-
tem verwenden. Förderung beträgt 10% der Anschaffungskosten. 
Förderung geht auch, wenn ehemalige Senkgruben bei Bauernhöfen für das Auffangen 
von Regenwasser verwendet wird. 
GR Bögl stellt die Frage für was das Regenwasser genau verwendet wird, nur Ge-
brauchswasser für den Außenbereich oder auch im Haus selbst. Er hält es grundsätz-
lich bei Neubauten für sinnvoll. 
GR Manfred Doblmayer hält den Antrag für sinnvoll, verlangt aber des Weiteren auch 
ein Regelwerk wie das Wasser verwendet wird. Speziell auch für den Innenbereich in 
Bezug auf den Kanal. 
BGM Reinthaler schlägt einen grundsätzlichen Beschluss vor, ob ein solcher Antrag 
Sinn macht. 
Vize BGM Badegruber ist grundsätzlich dazu positiv eingestellt. 
GR Standhartinger schlägt vor, die Förderung zu beschließen und dann erst die genau-
en Bedingungen zu besprechen. 
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Gemeinde Piberbach: 
LL, 1800 EW seit Mai 2020 – 3 oder 4 Anträge, wird auch nachträglich gewährt 
keine Änderung der Kanalgebührenordnung 
Förderung: 10% der Anschaffungskosten bis max. 250,00 € 
 
Gemeinde Waizenkirchen:  
GR, 3800 EW seit 2020, 4-5 Anträge, auch Landwirte (Stallreinigung, Traktorwaschen..) 
Auch Einbau in ehemaliges Kammersystem einer Senkgrube wird bei Nachweis der 
Kosten gefördert. 
Förderung: € 50,-/m³ Nutzinhalt, max. 500,- € 
 
Antrag: 
Ich stelle den Antrag, dass in der Gemeinde Ort im Innkreis die Errichtung von Zister-
nen zur Nutzung von Regenwasser in Haushalten in Zukunft gefördert werden soll. 
 
Zustimmung: einstimmig 
 
Gegenstimmen: keine 
 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 

 
11) Zustimmungserklärung Verkauf Parzelle 574/11 
Amer SAHANIC und Medina MURATOVIC haben im Jahr 2018 von der Gemeinde Ort 
im Innkreis die Parzelle 574/11 erworben. Nunmehr verkaufen diese Personen aus per-
sönlichen Gründen diese Liegenschaft an Herrn Abdurrahman DEMIR und Herrn Abdul-
lah DEMIR, beide österreichische Staatsangehörige. 
 
Diese vom RA-Büro WKG Rechtsanwälte erstellte Zustimmungserklärung ist von der 
Gemeinde durch GMR-Beschluss zu erteilen. 
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Beratung: 
BGM Reinthaler erläutert den Punkt genauer.  
Die Gemeinde hat ein Wiederkaufsrecht laut Kaufvertrag. Dieses muss der Gemeinde-
rat im Gemeinderatsbeschluss erteilen. 
GR Bachmayer ist dafür den Grund selbst zurückzukaufen, ein Verkauf muss ja nicht 
sofort sein, aber ein künftiger Verkauf wäre ein Gewinn. 
Was wäre wenn der Grund von den Besitzern verkauft aber nicht bebaut wird. 
Einige der GR sprechen sich für den Rückkauf aus. 
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GR Brandstötter ist auch für Rückkauf des Grundstückes. 
 
Antrag: 
Ich stelle den Antrag, dass dem beabsichtigten Ankauf des Grundstück 574/11 an die 
Herrn Abdurrahman DEMIR und Herrn Abdullah DEMIR nicht die Zustimmung erteilt 
wird und die Gemeinde Ort im Innkreis ihr Wiederkaufsrecht in Anspruch nimmt. 
Wer sich diesem Antrag anschließt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. 
 
Zustimmung: einstimmig 
 
Gegenstimmen: keine 
 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
TOP DRINGLICHKEITSANTRAG ÖVP 
Aufforderung an den Bürgermeister zu direkten Gesprächen mit dem Land OÖ betr. 
Umwidmung des Betriebsbaugebietes Reichersberg und die daraus entstehenden 
Nachteile für Ort im Innkreis. 
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Beratung: 
GR Brandstötter glaubt nicht an die Unterstützung aufgrund des neuen Gemeindefinan-
zierungskonzepts, das von der Landesregierung beschlossen wurde. 
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GR Bachmayer -jeder Landesrat hat gewisse Mittel über die er verfügen kann. Dies 
glaubt GR Brandstötter nicht. 
Vize BGM Badegruber findet es sinnvoll diesen Weg zu gehen. Er glaubt allerdings, 
dass nichts mehr verhindert werden kann. 
AL Mittmannsgruber stellt das Vorgehen in Frage, dass sich sonst in Ort in Bezug auf 
jegliche Umwidmung das Land in die Quere stellt. 
GR Mayr findet die Vorgangsweise bei der Widmung katastrophal, aber er ist trotzdem 
der Meinung, dass Ort Betriebe braucht. Die Orter werden die Umwidmung nicht ver-
hindern können. Er würde allerdings mehr Sinn darin sehen, wenn Betriebe kleiner 
bauen, sprich die Fläche nach oben hin als in die Weite besser nutzen. 
 
Antrag: 
Der Antrag lautet, dass der Bürgermeister mit den Mitgliedern der Landesregierung Ge-
spräche im Sinne des oa. Antrages sucht, um die Situation der Gemeinde Ort im Inn-
kreis im Zuge dieser Umwidmung darzulegen. 
Wer sich diesem Antrag anschließt, den ersuche ich um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: einstimmig 
 
Gegenstimmen: keine 
 
Stimmenthaltungen: keine 
 

 
12) Allfälliges 
 
Fraktionsgespräch: Verlegung der nächsten GV/GMR-Sitzungen 
 
Konstituierende Sitzung für die Wahl bis spätestens 22.6. – Meldungen an BPL 
GV am ursprünglichen GMR-Termin, Do, 24.6. und  
GMR KW 27, 5.,6.oder 8.7. 
 
Septembersitzung nur mehr mit unbedingt notwendigen Beschlüssen ohne größeres 
Diskussionspotential eventuell 13.9., 14.9., 

 

• Klage Umwidmung HOFER beim Verfassungsgericht abgewiesen 

• Gehsteigerrichtung Wagner/Bischelsdorf geplant 

• Grundteilung Pfarre/Gemeinde – Diözese positiv 

• Leitner Brücke – Statiker allgemein, Kostenschätzung für Stahlbrücke 

• Lückenschluss WV Ort/Traxlham - Ausschreibung der Bohrung 

• HW-Schutz Osternach aktuelle Kosten lt. Gewässerbezirk Braunau € 447.125,86 
netto/ca. € 530.000 inkl. MwSt. per 18.5.2021, ursprüngliche Kostenschätzung aus 
dem Jahr 2018 und auch vom GMR beschlossen waren damals € 710.000, -; der In-
teressentenbeitrag der Gemeinde beträgt bei diesem Vorhaben 19%. 

 
BGM Reinthaler schließt die Verhandlung um 21:25 Uhr. 


